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259/:5 Anfrage 

der Abgeordneten Lr. P f e i f e r, Dr. G red 1 e r und Genossen . 
an den Bundesminister für Unterricht, 

betreffend den Geschichtzunt erricht Dn Mitt elschulen. 

-.- ........ 

15156 ist als vierter Band der Geschichte für c.ie Oberstufe der Mittel­

schulen eine "Aligemeine Geschichte der Neuzeit" in zweiter Auflage; herausge;" 

geben von Dr. Franz Heilsberg und Dr. Friedr~ch Korger, erschienen. Dieses 

Werk lässt, je näher die Darstellung an die Gegenwart heranrückt, eine wahr­

heitstreue geschichtliche Darstellung vermissen. So wird insbesonders das 

Nationalitätenproblem in der österreichisch-l1ngarischen Monarchie und ihren 

Nachfolgestaaten einseitig und lückenhaft, ja geradezu falsch, dargestellt. 

Bei der Aufzählung der die ungarische Reichshälfte bewohnenden Nationen 

werden neben dem magyarischen Staatsvolk nur die Slowaken, Rumänen und Serben 

genannt. Zwei Millionen Deutsche werden übergangen. Die Siebenbürger Sachse7J. 

und die der MagyarisieruY'.g besonders aUf;gesetzt gewosenon Donauschwaben hätte,n 

Elf).8chon auf Grund ihrer kul tu::'ellen Leistung;.Jl1 Vf):rc~::.errt, geradG in einer öst82'-' 

reichisched Geschichte genannt zu werden. 

Im Mittelpunkt der innenpolitischen Auseinandersetzungen im alten Ös·'~er,·~ 

reich stand das Verhältnis zwischen Sudetendeutschen und Tschechen" Der Fe:r.­

derung der Tschechen nach Anerkennung des böhmürchen Staatsrechtes, also nach 

Vereinigung der Länder Böhmen$ Mähren und Schlesie:,l zu ejl":l.em Gebila.e unter 

gleichzeitiger Unterwerfung der Sudotendoutschen u::lter dio tschechische Meh,:::,­

heit, stand die Gegenforderung der Sudetendeutsc!1.en auf !i~r )hführung einer 

auf das eigene Volksgebirt beschränkten nationale~l ~elbstverw8,l tung gegGn':i.1)or .. 

(Vgl. liiezu Hugelmann "Das Uationalitätenrecht des alten Österreich!', 1932, 

Seite 23~. ff., insbesonders Seite 326) 0 

Die Verfasser des Iroh:rbuches erwähnen zwar die in Jahre 1861 von den 

Tschechen erhobene Forderung auf Anerkennung des böhmischen Staatsrechtes, 

stellen aber .in der Schilderung d.er österreichischen I:nnonpoli tik z7!iGchen 

1867 und 1914 die Auseinanclersetzungon :Lm, Sud.eto:m.:'3.um so dar, (ÜS ob ein 

Begehren der Tschech::m nach nationale:::, Selo:::tverwal-I;ung auf clen '\:iderstand der 

Deutschen gestossen wäre .. Tatsächlich ab er :::ch(;i terte o . .ie inul1er vviecler ver­

suchte Einigung zwischen don beiden Völker~'1 stets i1n der Fordorung der Tsche-rh9:rl~ 
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über die Grundsätze einer nationalen Selbstverwal tung hinweg durch Verwirk­

lichung des böhmischen Staatsrechtes ihre'Herrschaft auch auf das deutsche 

Volksgeb:Bt der SudetenJ,änder auszudercr.:en" 

Bei Behandlung des Friedensdiktates von SaL~t-Germain beschränken sich 

die Verfasser auf eine kühle Feststellung, die Tschechoslowakei habe auch die 

Sudetenländer der Monarchie umfasst und es habe in diesem Staate neben der 

mqgyarischen, polnischen und ruthenischen Minderheit auch eine deutsche ge­

geben. 

"Die Deutschen konnten sich 'nicht mit dem Verlust ihrer bevorzugten Stel­

lung abfinden. Es wurden grosse Zugeständnissegemacht, deutsche und slowaki­

sche Parteien und Minister nahmen an der Regierung teil". "Der Aufstieg des 

nationalsozialistischen Deutschland steigerte auch die nationalen Ansprüche 

. der Deutschen in der Tschechoslowakei" Si: '~{~},.lo5sen sich zur nationalisti­

schen Sudetendeutschen Partei zusammono Diese wies die nationalen Zugeständ­

nisse, zu denen die Tschechen bereit waren, zurück und verlangte die Ver.eini­

gung der sudetendeutschen Gebiete mit dem Reich~n 

Dies ist eine Darstellung, die man in ihrem Bestreben, die Sudetendeut­

sehen als die immer wieder Fordernden, o_io TEC:'l8Chen als die Nachgiebigen hin­

zustellen, angesichts der geschichtliche:l Tatsachen nur als Verdrehung bezeich­

nen kann. 

'.7ir besochränken uns .auf folgonde Feststellung~ Die Sudetendeutschen hatten 

sich - fusS,end auf dem im '.7affenstillstandsvertrag anerkannten Selbstbestim"ll'. 

mungsrecht der Völker - zum deutsch-österreichischen Staat bokannt. Trotzdem 

wurde das sudetendeutsche Gebiet entgeeen der feierlichen Pro,testerklärung 

der deutsch-österreichischen Nat iO'nalversa;.llnlung vom 6.9 el919 dE?r Tscheoho­

Slowakei einverleibt, wobei die Tschechen versprac~en, die'nationale Frage 

in dem nougegründeten Staate nach dem Iv.':uster der Schweiz zu regeln. 

Dieses Vorsprechen wurde gebrochen9 es setzte eine zwei Jahrzehnte dauern­

de Vergewaltigung der Sudetendo't5t8chon~ verbund,or, mit e irrer planmässigen Unter-­

grabung ihror wirtschaftlichen Stellung", ein, an der auch die Toilnahme zweier 
f • 

sudetondeutschen Parteien an der Rogierung nichts äJ;ldern kowte. 

Die Unhaltbarkeit der Lage der Sudetendeutschon wurde von dem in die 

Tschechoslowakei entsandten Ratgeber der englischen Regierung, Lord Runeiman, 

ausdrücklich anerkannt. (Vgl. hiezu Raschhefe:r "I'ie Sudetenfrage rl , Seite 164 

ff., insbesondere Seite 168. .. ) 

Die Sudetendeutsche Fartei war daller i::J. vollom Rochte, als sie ange-

sichts der geänderten politischen Lage da8 Selbstbestimmungsrecht, um das die' 

Sudetendeutschen im Jahre 1919 betrogen wo~den waren, für sie in Anspruch nahm. 
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Die Südtiro1frage wird mit der Feststellung abgetan, dass das Land mit 

seinem deutschen Teile an Italien aus strategischen Gründen abgetreten werden ' 

musste. Vom Pariser Vertrag, vom Kampf der Südtiroler Deutschen um ihr Recht, 

ja um ihre Existenz, ist nicht die Redel 

Ein Schwerpunkt der einseitigen Geschichtsdarste1lung liegt in dem völ­

ligen Verschweigen inhaltsschwerer Ereignisse nach dem Zusammenbruch 1945. 

Vers chwiegen wird die Z'wei teilung Deutschlands, die UntervlerfungPolens, Ru­

mäniens, Bulgariens und der Tschechoslowakei unter die bolschewistische Dikta­

tur. Verschwiegen wird ferner die Vertreibung von 17 Millionen Deutschen aus 

ihren angestammten Wchnsit~en und ~benso auch, dass rund zweieinhalb Millionen 

dabei ums Leben gekommen sind oder verschleppt wurden. 
, 

Ob dieser Uillkürakt das völkerrechtliche Verbrechen des Völkermordes be-

gründet oder als eine das Gruncrecht der Völker auf Heimat verletzende Zwangs­

aussiedlung zu werten ist ,bleibt dem noch nicht errichteten Internationalen 

Strafgerichtshof . zur Ents cheidung vorbehalten. Der Mangel einer solchen Ein­

richtung schützt wohl die schuldtragenden Organe vor der Möglichkeit einer 

strafgericht lichen Verfolgung und Ahndung, nicht aber vor einer Verurteilung 

in den Augen der l1eltöffe:'ltlichkeit. 

Diese und andere Tatsachen, wie die Sklavenarbeit und Deportierung von 

Hundertt aus enden, geschichtliche Tragödien noch nie dagewesenen Ausmasses der 

studierenden Jugend gegenüber zu verschweigen, ist wohl kaum zu verantworten. 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundesminister 

für Unterricht die 

Anfrage: 

1. Ist der Herr Bundesminister bereit, dafür Sorge zu tragen, dass der 

studierenden Jugend Lehrbehelfe zur Verfügung stehen, die sie über die ge­

sohichtli,chen Ereignisse wahrheitsgetreu und lückenlos unterrichten? 

2. Ist der Herr Minister insbesondere bereit, zu veranlassen, dass die 

2. Auflage der "AllgemeinenGeschichte der Neuzei tU von Heilsberg und Karger 

ehestens durch eine berJ.chtigte und ergänzte Neuauflage ersetzt wird? 

-.-.-.-
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